
Antrag: Änderungsvereinbarung zum Deutschlandsemesterticket 

 

Antragssteller*innen: AStA-Vorstand (Sarah Toepfer, Raphael Martin, Annika Ricke) 

Ansprechperson: Raphael Martin 

Antrag: Das StuPa beschließt, dass der AStA als Vertretung der verfassten Studierendenschaft 

der TU Dortmund der vorliegenden Änderungsvereinbarung zum Deutschlandsemesterticket 

zustimmen darf.  

 

Begründung: An der TU Dortmund gibt es derzeit für alle Studierenden das 

Deutschlandsemesterticket. Dafür hatte das Studierendenparlament in der letzten Legislatur 

eine Änderungsvereinbarung mit dem Verkehrsverbund Rhein Ruhr (VRR) und DSW21 zum 

VRR/NRW-Semesterticketvertrag geschlossen. Dies bedeutet, dass der VRR/NRW-

Semesterticketvertrag weiterhin gültig ist, aber gerade ausgesetzt wird. Stattdessen gilt die 

Änderungsvereinbarung zum Deutschlandsemesterticket. Sollte diese von uns gekündigt 

werden, würde automatisch wieder der VRR/NRW-Semesterticketvertrag gültig sein (siehe §8 

Absatz 9 der Änderungsvereinbarung).  

Der VRR ist an uns mit der Bitte herangetreten, zum Wintersemester 2024/25 eine neue 

Änderungsvereinbarung zum Deutschlandsemesterticket zu vereinbaren. Die Synopse mit den 

vom VRR geplanten Änderungen findet ihr unten. Für unsere Studierenden ändert sich nichts. 

Es geht hauptsächlich um Änderungen bei den Bestimmungen zu den Zahlungsmodalitäten 

(§7). Diese erlauben der Studierendenschaft eine höhere Flexibilität bei der Leistung der 

Abschlagszahlungen an DSW21.  

Außerdem soll in §4 ein Absatz hinzugefügt werden, der sicherstellen soll, dass die 

Studierendenschaft nicht mehr verpflichtet ist, die Wohnort-PLZ aller Studierender an DSW 21 

zu melden ist. Dies ist sicherlich in unserem Interesse, weil die Meldung aller Wohnort-PLZ für 

uns kaum umsetzbar wäre, da die Studierendenschaft diese Daten schlicht nicht erfasst. 

Die Bestimmung des §7 Absatz 7, nach dem das Prozessrisiko für Rückzahlungsverpflichtungen 

von unserer Studierendenschaft zu tragen ist, findet sich so auch in §6 Absatz 5 des 

ursprünglichen VRR/NRW-Semesterticketvertrages.  

Wir empfehlen dem StuPa die Zustimmung zu dieser neuen Änderungsvereinbarung, weil die 

Änderungen im Sinne unserer Studierendenschaft sind.  

Wir haben euch die zu beschließende Änderungsvereinbarung sowie die Synopse mit den 

Änderungen angehängt.  
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Änderungsvereinbarung SoSe 24 
 

Änderungsvereinbarung WiSe 24/25 
 

 
Bemerkung 

 
Präambel 

 
Mit Datum vom xx haben die oben genannten Parteien in dem Bestreben, 
 

- die sozialen und wirtschaftlichen Belange der StudentInnenschaft 
wahrzunehmen, 

 
- die Anbindung der Hochschulen an den öffentlichen 

Personennahverkehr und 
 

- die Mobilität der StudentInnenschaft im VRR-Tarifgebiet unter 
sozialen und wirtschaft-lichen Gesichtspunkten zu verbessern, 

 
einen Vertrag über die Einführung und Umsetzung eines Semestertickets 
geschlossen. Durch diesen Vertrag wurde Student*innen das sog. Semesterticket 
angeboten und gleichzeitig die Finanzierung und Abwicklung des Ticketangebotes 
vereinbart.  
 
Zum 01.05.2023 wurde das DeutschlandTicket zum Preis von derzeit 49 Euro 
eingeführt. In dem Bestreben, die sozialen und wirtschaftlichen Belange der 
Studierenden an Lehreinrich-tungen im Tarifgebiet des 
Deutschlandsemestertickets wahrzunehmen und die Mobilität der Studierenden 
mit umweltfreundlichen Verkehrsmitteln bundesweit zu gewährleisten und zu 
fördern, schließen die Vertragsparteien in Ergänzung des Vertrages vom xx 
nachfolgende Vereinbarung. 
 

1. Teil 
 
Der Vertrag vom xxx wird wie folgt geändert: Die §§ 1 bis 8 des Vertrages vom xx 
werden durch die nachfolgenden Vorschriften ersetzt: 
 

 
Präambel 

 
Mit Datum zum xx haben die oben genannten Parteien in dem Bestreben, 
 

- die sozialen und wirtschaftlichen Belange der StudentInnenschaft 
wahrzunehmen, 

 
- die Anbindung der Hochschulen an den öffentlichen 

Personennahverkehr und 
 

- die Mobilität der StudentInnenschaft im VRR-Tarifgebiet unter 
sozialen und wirtschaft-lichen Gesichtspunkten zu verbessern, 

 
einen Vertrag über die Einführung und Umsetzung eines Semestertickets 
geschlossen. Durch diesen Vertrag wurde Student*innen das sog. 
Semesterticket angeboten und gleichzeitig die Finanzierung und Abwicklung 
des Ticketangebotes vereinbart.  
 
Zum 01.05.2023 wurde das DeutschlandTicket zum Preis von derzeit 49 Euro 
eingeführt. In dem Bestreben, die sozialen und wirtschaftlichen Belange der 
Studierenden an Lehreinrich-tungen im Tarifgebiet des 
Deutschlandsemestertickets wahrzunehmen und die Mobilität der Studierenden 
mit umweltfreundlichen Verkehrsmitteln bundesweit zu gewährleisten und zu 
fördern, schließen die Vertragsparteien in Ergänzung des Vertrages zum xx 
nachfolgende Vereinbarung. 
 

1. Teil 
 
Der Vertrag vom xxx wird wie folgt geändert: Die §§ 1 bis 8 des Vertrages zum 
xx werden durch die nachfolgenden Vorschriften ersetzt: 
 

 

 
§ 2 Leistungsumfang 

 
(5) Das Deutschlandsemesterticket wird erstmals zum Sommersemester 2024 

ausgegeben, hat eine Festlaufzeit von sechs Monaten und gilt wie folgt:  
 

 
§ 2 Leistungsumfang 

 
(5) Das Deutschlandsemesterticket wird erstmals zum Wintersemester 

2024/2025 ausgegeben, hat eine Festlaufzeit von sechs Monaten und gilt 
wie folgt: 
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§ 4 Leistungen des Vertragspartners 

 
  

 
 

 
§ 4 Leistungen des Vertragspartners 

 
(5) Falls auf Bundesebene durch ein Entscheidungsgremium von Bund und 

den Ländern zum Deutschlandsemesterticket beschlossen wird, dass die 
Meldung der PLZ des Hochschulstandortes ausreichend ist, ist nur diese 
durch den Vertragspartner an das VU zu melden.  Absatz (4) entfällt für 
die Dauer der Gültigkeit des Beschlusses ersatzlos.  

 

 
§ 6 Preis des Deutschlandsemestertickets 

 

 

 
§ 6 Preis des Deutschlandsemestertickets 

 

 

 

 
§ 7 Abrechnung und Zahlungsmodalitäten 

 
(1) Der Gesamtpreis des Deutschlandsemestertickets für das jeweilige 

Semester ergibt sich aus der Summe der 
 

a. Anzahl aller bezugsverpflichteten Studierenden und fakultativ 
abnehmenden Studierenden (§1 Abs. 1, 2) zum Stichtag im Semester 
(07. Juni im Sommer-semester bzw. 07. Dezember im 
Wintersemester), 
 

b. der durch die Hochschule/Berufsakademie/Bildungseinrichtung im 
Vorsemester nach dem Stichtag als Studierende zugelassenen  

 
 

 
§ 7 Abrechnung und Zahlungsmodalitäten 

 
(1) Der Vertragspartner schätzt und meldet dem VU die Anzahl aller 

abzurechnenden Studierenden auf Basis des korrespondierenden 
Vorjahressemesters. Dies bedeutet, dass die Abschlagszahlungen für das 
aktuelle Sommersemester auf der Anzahl der Studierenden des 
vorangegangenen Sommersemesters basieren, während für das aktuelle 
Wintersemester die Anzahl der Studierenden des vorangegangenen 
Wintersemesters maßgeblich ist. Weitere Faktoren können durch den 
Vertragspartner bei der Schätzung berücksichtigt werden. Die geschätzte 
Anzahl der Studierenden wird mit dem für das aktuelle Semester geltenden 
Preis des SemesterTickets multipliziert. 
 

(2) Der ermittelte Betrag ist mit Abschlägen fällig.  
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c. zuzüglich der in § 5 Abs. 2 aufgeführten und im Vorsemester nach dem 

Stich-tag als Studierende zugelassenen, 
 

d. abzüglich der in § 5 Abs. 1 aufgeführten und in diesem Semester 
abzurechnenden Personengruppen, 

 
multipliziert mit dem nach § 6 für das jeweilige Semester gültigen Preis je 
bezugsverpflichteten Studierendem. 
 
Der sich daraus ergebende Gesamtbetrag ist nach Rechnungslegung durch 
das VU seitens des Vertragspartners unter dem Stichwort 
„Deutschlandsemesterticket“ sowie Nennung des Semesters und des 
Namens des Vertragspartners auf das vom VU in der Vereinbarung vom xx 
(Datum) benannten Konto zu überweisen.  
 
Korrekturen aus dem Vorsemester sind bei der aktuellen Abrechnung zu 
berücksichtigen.  
 

(2) Auf die Gesamtschuld leistet der Vertragspartner Abschlagszahlungen nach 
folgenden Regelungen: Berechnungsgrundlage für die Abschlagszahlungen 
für das Sommersemester ist die Anzahl der Studierenden im 
zurückliegenden Sommersemester, für das Winter-semester die Anzahl der 
Studierenden im zurückliegenden Wintersemester. Die so ermittelte Zahl 
(Anzahl der Studierenden) wird mit dem für das aktuelle Semester gültigen 
Preis des Deutschlandsemestertickets multipliziert. Der ermittelte Betrag ist 
in sechs gleichen Raten fällig: 
 

 Das erste Sechstel jeweils zum 15.03./15.04. bzw. 
15.09./15.10. eines jeden Jahres. 
 

 Die folgenden Sechstel jeweils zum 03. der nachfolgenden 
Monate des Semesters. 

 
(3) Der an der Gesamtforderung fehlende Betrag ist zum Semesterschluss fällig 

und an das VU zu überweisen. Darüber hinaus ist dem VU zu diesem 
Zeitpunkt eine Abrechnungsübersicht zu übersenden. Die VRR AöR und das 
VU sind berechtigt, die einschlägigen Unterlagen des Vertragspartners 
innerhalb eines Zeitraumes von sechs Monaten ab Zugang der 
Abrechnungsübersicht einzusehen. 
 
 

 
 

(3) Die Abschlagszahlungen können in folgenden Varianten durchgeführt 
werden: 
 

• Es ist erforderlich, zu Beginn des Semesters eine Abschlagszahlung 
in Höhe von mindestens 20 % des ermittelten Betrags zu leisten., 
d.h. wenn zu Beginn des Semesters eine Abschlagszahlung von 
20% geleistet wurde, so müssen die restlichen 80% bis spätestens 
Ende des Semesters geleistet werden. Zum Ende des Semesters 
muss eine Spitzabrechnung vorgenommen werden. 
 

• Alternativ können die Abschläge in gleichen Raten verteilt auf das 
jeweilige Semester erfolgen, zahlbar jeweils zum 3. Tag des 
nachfolgenden Monats, z.B. ist folgende Aufteilung möglich: fünf 
gleichbleibende Raten auf das Semester verteilt, im sechsten Monat 
erfolgt eine Spitzabrechnung oder sechs gleichbleibende Raten auf 
das Semester verteilt inkl. Spitzabrechnung im sechsten Monat. 
Zwingend erforderlich ist eine Spitzabrechnung am Ende des 
Semesters. 

 
• Oder alternativ kann eine monatliche Spitzabrechnung durchgeführt 

werden, d.h. 6 monatliche Spitzabrechnungen 
 
(4) Die Spitzabrechnung für die jeweiligen Semester muss entweder innerhalb 

des Semesters im letzten Semestermonat erfolgen oder kann bis Ende des 
ersten Nachmonats erfolgen. 
 
 
 
 
 
 

(5) Der an der Gesamtforderung fehlende Betrag ist mit der Spitzabrechnung 
zum Semesterschluss fällig und an das Verkehrsunternehmen zu 
überweisen. Darüber hinaus ist dem Verkehrsunternehmen zu diesem 
Zeitpunkt eine Abrechnungsübersicht zu übersenden. Die VRR AöR und 
das Verkehrsunternehmen sind berechtigt, die einschlägigen Unterlagen 
des Vertragspartners innerhalb eines Zeitraumes von sechs Monaten ab 
Zugang der Abrechnungsübersicht einzusehen. 
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(4) In Vorbereitung der endgültigen Abrechnung versendet das VU mit der 

Zwischenrechnung (Abs. 2) einen Meldebogen (Anlage X). Der 
Vertragspartner hat diesen mit den von der Hochschulverwaltung bestätigten 
Angaben über die Anzahl der immatrikulierten und 
deutschlandsemesterticketbeziehenden Studierenden zum Stichtag (07. 
Juni im Sommersemester bzw. 07. Dezember im Wintersemester) und mit 
Angaben nach Abs. 1 Buchst. b) und c) spätestens bis zum 15. Juni im 
Sommersemester bzw. 15. Dezember im Wintersemester an das VU 
zurückzusenden. 

 
 

(5) Wird der Termin für die Rücksendung des Meldebogens vom Vertragspartner 
nicht eingehalten, hat das VU das Recht eine plausibilisierte Schätzung 
vorzunehmen und den geschätzten Betrag dem Vertragspartner in 
Rechnung zu stellen. Nach Nachreichung des Meldebogens durch den 
Vertragspartner kann dieser, entsprechend Abs. 1 Satz 3, eine Korrektur der 
auf der Schätzung beruhenden Abrechnung frühestens zur Abrechnung des 
Folgemonats verlangen. Weist der Vertragspartner nach, dass der 
tatsächlich zutreffende Betrag um mehr als 10 Prozent von dem nach Satz 1 
in Rechnung gestellten Betrag ab-weicht, kann er eine unverzügliche 
Korrektur verlangen. 
 

(6) Der Gesamtpreis wird unter Abzug des Prognosebetrags vom VU durch 
Stellung der Abschlussrechnung mit einem Zahlungsziel von zwei Wochen 
im Sommersemester zum 01. August und im Wintersemester zum 01. 
Februar fällig gestellt. Die Abschlussrechnung ist dem Vertragspartner durch 
das VU zu übersenden. 

 
 

(7) Erfolgt zu den Fälligkeitsterminen der Zwischen- oder Abschlussrechnung 
keine oder keine vollständige Zahlung, so ist der zu zahlende Betrag 
während des Verzuges auf Basis § 288 BGB zu verzinsen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(6) Erfolgt die Zahlung nicht oder nicht in der vereinbarten Höhe zum 

Fälligkeitstermin, so ist der zu zahlende Betrag während des Verzuges mit 
5  %-Punkten über dem jeweiligen Basiszinssatz ab dem Fälligkeitstermin 
zu verzinsen. 

 
 

(7) Das Prozessrisiko für Rückzahlungsverpflichtungen trägt der 
Vertragspartner. Sofern ein Gericht durch Urteil oder Beschluss feststellt, 
dass Studierende nicht zur Beitragszahlung für ein SemesterTicket 
verpflichtet sind, oder der Vertragspartner nicht die rechtliche Befugnis zum 
Abschluss dieses Vertrages hatte oder sonstige Gründe vorliegen, die zur 
Nichtigkeit oder Rechtswidrigkeit dieses Vertrages führen und somit 
Rückzahlungsverpflichtungen entstehen, verpflichtet sich der 
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Vertragspartner, die daraus resultierenden Ansprüche nicht gegen den 
Zweckverband Verkehrsverbund Rhein-Ruhr bzw. dessen kommunale 
Gebietskörperschaften, die VRR AöR oder eines der Verbundunternehmen 
geltend zu machen. 

  
 

§ 8 Inkrafttreten, Laufzeit und Kündigung 
 

(1) Die Änderungsvereinbarung tritt am XXXX in Kraft und wird auf unbestimmte 
Zeit geschlossen. Sie ersetzt den bisher abgeschlossenen 
Semesterticketvertrag soweit nicht einzelne Rechte und Pflichten aus dem 
Vorgängervertrag fortwirken.  
 
 

(2) Die Änderungsvereinbarung kann ordentlich mit einer Frist von sechs 
Monaten zum jeweiligen Semesterende gekündigt werden. 

 
 

(3) Im Falle einer Preiserhöhung hat der Vertragspartner ein 
Sonderkündigungsrecht von drei Monaten vor Beginn des Semesters, in 
welchem die Preiserhöhung in Kraft tritt.  
 

(4) Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes im Sinne des § 314 Abs. 1 Satz 2 
BGB kann die Änderungsvereinbarung mit einer Frist von mindestens drei 
Monaten zum Ende eines Monats gekündigt werden. Führt die Kündigung 
aus wichtigem Grund während eines von dem Vertragspartner 
bekanntgegebenen Semesters zur Vertragsbeendigung, erfolgt eine 
anteilige Abrechnung der Monate dieses Semesters, in denen das 
Deutschlandsemesterticket genutzt werden konnte, in Höhe von einem 
Sechstel des nach § 6 Abs. 1 ermittelten Gesamtpreises. 

 
 

(5) Wird das DeutschlandTicket in seiner jetzigen Form, wie es als Basis dieses 
Vertrags dient, nicht weiter fortgeführt, dann endet dieser Vertrag 
automatisch mit Beendigung der Gültigkeit des DeutschlandTickets, wenn 
sich die Vertragsparteien nicht auf einen früheren Zeitpunkt einer 
Beendigung geeinigt haben. 
 

(6) Über Veränderungen bezüglich der staatlichen Anerkennung (z.B. Entzug 
und Verlängerung) informiert die Hochschule/Berufsakademie das VU 
unverzüglich. Bei Entzug der staatlichen Anerkennung endet der Vertrag, 
ohne dass es einer Kündigung bedarf. Der letzte Geltungstag ist in diesem 

 
§ 8 Inkrafttreten, Laufzeit und Kündigung 

 
(1) Die Änderungsvereinbarung tritt zum Wintersemester 2024/2025 in Kraft 

und wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Sie ersetzt den bisher 
abgeschlossenen Semesterticketvertrag und die Änderungsvereinbarung 
vom XXX, soweit nicht einzelne Rechte und Pflichten aus dem 
Vorgängervertrag fortwirken. 
 

(2) Die Änderungsvereinbarung kann ordentlich mit einer Frist von sechs 
Monaten zum jeweiligen Semesterende gekündigt werden. 

 
 

(3) Im Falle einer Preiserhöhung hat der Vertragspartner ein 
Sonderkündigungsrecht von drei Monaten vor Beginn des Semesters, in 
welchem die Preiserhöhung in Kraft tritt.  
 

(4) Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes im Sinne des § 314 Abs. 1 Satz 2 
BGB kann die Änderungsvereinbarung mit einer Frist von mindestens drei 
Monaten zum Ende eines Monats gekündigt werden. Führt die Kündigung 
aus wichtigem Grund während eines von dem Vertragspartner 
bekanntgegebenen Semesters zur Vertragsbeendigung, erfolgt eine 
anteilige Abrechnung der Monate dieses Semesters, in denen das 
Deutschlandsemesterticket genutzt werden konnte, in Höhe von einem 
Sechstel des nach § 6 Abs. 1 ermittelten Gesamtpreises. 

 
(5) Wird das DeutschlandTicket in seiner jetzigen Form, wie es als Basis 

dieses Vertrags dient, nicht weiter fortgeführt, dann endet dieser Vertrag 
automatisch mit Beendigung der Gültigkeit des DeutschlandTickets, wenn 
sich die Vertragsparteien nicht auf einen früheren Zeitpunkt einer 
Beendigung geeinigt haben.  

 
 

(6) Über Veränderungen bezüglich der staatlichen Anerkennung (z.B. Entzug 
und Verlängerung) informiert die Hochschule/Berufsakademie das VU 
unverzüglich. Bei Entzug der staatlichen Anerkennung endet der Vertrag, 
ohne dass es einer Kündigung bedarf. Der letzte Geltungstag ist in diesem 
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Fall der letzte Tag des Semesters, in dem die staatliche Anerkennung 
weggefallen ist. 

 
(7) Im Falle einer außerordentlichen Kündigung ist sicherzustellen, dass die 

berechtigten Studierenden ab dem Wirksamwerden der Kündigung nicht 
weiterhin über ein gültiges Semesterticket verfügen. Der Vertragspartner hat 
sicherzustellen, dass eine Kommunikation über die Kündigung gegenüber 
den Studierenden erfolgt. 
 

(8) Kündigungen bedürfen der Schriftform. 
 
(9) Im Falle einer Kündigung dieser Änderungsvereinbarung gilt der 

ursprünglich geschlossene Vertrag vom xx fort.  
 
 

2. Teil 
 
(1) Diese Änderungsvereinbarung  tritt mit Wirkung zum Sommersemster 2024 

in Kraft. Die Wirksamkeit dieser Änderungsvereinbarung  steht unter der 
auflösenden Bedingung des Fortbestehens des DeutschlandTickets, des 
Deutschlandsemestertickets sowie einer auskömmlichen Finanzierung des 
DeutschlandTickets. 

 
(2) Alle sonstigen Vereinbarungen im Vertrag vom xx bleiben durch die 

vorstehenden Ergänzungen und Änderungen unberührt und behalten 
uneingeschränkt ihre Wirkung. 

Fall der letzte Tag des Semesters, in dem die staatliche Anerkennung 
weggefallen ist.  
 

(7) Im Falle einer außerordentlichen Kündigung ist sicherzustellen, dass die 
berechtigten Studierenden ab dem Wirksamwerden der Kündigung nicht 
weiterhin über ein gültiges Semesterticket verfügen. Der Vertragspartner 
hat sicherzustellen, dass eine Kommunikation über die Kündigung 
gegenüber den Studierenden erfolgt. 

 
(8) Kündigungen bedürfen der Schriftform. 

 
(9) Im Falle einer Kündigung dieser Änderungsvereinbarung gilt der 

ursprünglich geschlossene Vertrag mit Gültigkeit zum xx fort.  
 
 

2. Teil 
 
(1) Diese Änderungsvereinbarung tritt mit Wirkung zum Wintersemester 

2024/2025 in Kraft. Die Wirksamkeit dieser Änderungsvereinbarung steht 
unter der auflösenden Bedingung des Fortbestehens des 
DeutschlandTickets, des Deutschlandsemestertickets sowie einer 
auskömmlichen Finanzierung des DeutschlandTickets. 

 
(2) (Alle sonstigen Vereinbarungen im Vertrag mit Gültigkeit zum xx bleiben 

durch die vorstehenden Ergänzungen und Änderungen unberührt und 
behalten uneingeschränkt ihre Wirkung. 

   
   

 


